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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1951 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
eines Bundesamtes für Auswanderung 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 
11. Mai 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und die Änderungen in Anlage 2 vorgeschlagen. Die 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundes- 
rates ist als Anlage 3 beigefügt. 


Dr. Adenauer 


t)ruck: Bonner Ünlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, 6onh 
All ein- vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 


Über die 

Errichtung eines Bundesamtes für Auswanderung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Es wird ein Bundesamt für Auswanderung 
erriditet. Das Bundesamt für Auswanderung 
ist eine dem Bundesminister des Innern nach- 
geordnete Bundesoberbehörde. Das Auswärtige 
Amt ist zu fachlichen Weisungen berechtigt, 
soweit es sich um Aufgaben handelt, die aus- 
wärtige Angelegenheiten berühren. 

§ 2 

(1) Das Bundesamt für Auswanderung hat 
alle Maßnahmen, die der Vorbereitung der 
Auswanderung und der Fürsorge für die 
Auswanderer dienen, durchzuführen. 

(2) Das Bundesamt für Auswanderung hat 
insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Sammlung und Auswertung von Unter- 
lagen, die für die Auswanderung von Be- 
deutung sind. 

2. Unterrichtung und Beratung der Dienst- 
stellen des Bundes und der Länder, der 
Auskunfts- und Beratungsstellen von 


Körperschaften oder Anstalten des Öffent- 
lichen Rechts oder von Vereinigungen, 
die sich die Fürsorge für die Auswan- 
derer zur Aufgabe machen, sowie der Aus- 
wanderungswilligen in allen Angelegen- 
heiten des Auswanderungswesens. 

3. Beobachtung des Auswanderungsdranges 
und der Auswanderungsbewegung, Be- 
nachrichtigung der Landesbehörden und 
Warnung der Öffentlichkeit bei der Fest- 
stellung von Mißständen im Auswan- 
derungswesen. 

4. Begutachtung von Siedlungsvorhaben im 
Ausland. 

§ 3 

Die Bundesregierung kann dem Bundesamt 
für Auswanderung auf dem Gebiete der Ein- 
wanderung die im § 2 Absatz 2 Ziffern 1 und 
2 bezeichneten Aufgaben übertragen. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


T. 

Die Auswanderung hat stets einen beacht- 
lichen Faktor der deutschen Bevölkerungs- 
bewegung gebildet. Mit der Anerkennung des 
Rechts auf Auswanderung steht der bereits in 
den Grundrechten von 1849 niedergelegte 
Gedanke, daß die Auswanderung unter dem 
Schutz und der Fürsorge des Staates steht, 
in enger Verbindung. Bereits im Jahre 1868 
übertrug der Staat die Wahrnehmung der 
Aufsicht über die Auswanderung einem 
Reichskommissar für das Auswanderungswe- 
sen und bestellte auf Grund des Auswan- 
derungsgesetzes von 1897 Kommissare in 
Flamburg und Bremen. Aus der im Jahre 
1918 errichteten Reichsstelle für Rückwan- 


derung und Auswanderung, die im Jahre 1919 
in das Reidisamt für deutsche Einwanderung, 
Rückwanderung und Auswanderung (Reidis- 
wanderungsamt) umgewandelt worden war, 
ging im Jahre 1924 die Reichsstelle für das 
Auswanderungswesen hervor. Nach dem Zu- 
sammenbruch im Jahre 1945 wurde von den 
Ländern des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
ein „Ständiges Sekretariat für das Auswande- 
rungswesen“ geschaffen, das durch Erlaß vom 
31. Juli 1950 (Gemeinsames Ministerialblatt 

S. 86/50) bis zu einer bundesgesetzlichen Re- 
gelung in eine „Bundesstellc für das Aus- 
wanderungswesen“ umgebildet wurde. 

Die Lage der Bundesrepublik nach dem 
2. Weltkrieg, insbesondere die Schwierigkei- 
ten bei der Eingliederung der Heimatvertrie- 
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benen in die deutsche Wirtschaft, haben zu 
einer Verstärkung des Auswanderungsdran- 
ges geführt, der organisch erfaßt und geleitet 
werden muß. Dies gilt vor allem für bäuer- 
liche Flüchtlingsfamilien, die in Deutschland 
keinen Siedlungsboden finden können. Aus 
diesen Gründen soll, an die früher bestehen- 
den Einrichtungen des Reiches anknüpfend, 
ein Bundesamt für Auswanderung errichtet 
werden, das unter Anerkennung des Rechts 
auf Auswanderung die staatliche Einfluß- 
nahme auf die Auswanderung, den Schutz 
und die Fürsorge für diejenigen, die die Hei- 
mat verlassen wollen, wahrnehmen soll. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat seine 
Rechtsgrundlage in Artikel 73 Ziffer 3 und 87, 
Ziffer 3 des Grundgesetzes. 

II. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen des 
Gesetzes folgendes zu bemerken: 

Zu I 1; 

Das Bundesamt für Auswanderung ist eine 
Bundesoberbehörde nach Artikel 87 Absatz 3 
des Grundgesetzes und tritt an die Stelle der 
Bundesstelle für das Auswanderungswesen. 
Das Bundesamt für Auswanderung unter- 
steht der Dienst- und der Fachaufsicht des 
auf dem Gebiete der Auswanderung zustän- 
digen Bundesministeriums des Innern. Um 
eine enge Verbindung zwischen dem Auswär- 
tigen Amt und dem Bundesamt für Auswan- 
derung sicherzustellen, schien es erforderlich, 
dem Auswärtigen Amt eine fachliche Wei- 
sungsbefugnis in allen Auswanderungsange- 
legenheiten zu geben, die auswärtige Ange- 
legenheiten berühren. 

Zu $2 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Auswan- 
derung größerer Personengruppen in der Re- 
gel nur mit Hilfe internationaler oder kari- 
tativer Organisationen durchführbar ist. Aus 
dem Gedanken der Fürsorge und des Schut- 
zes für den Auswanderer kann der Staat die 
zur Durchführung der Auswanderung 
notwendigen Maßnahmen diesen Stellen 
jedoch nicht allein überlassen. Die Viel- 
fältigkeit der Aufgaben ergibt sich ins- 
besondere aus der Notwendigkeit der Zu- 
sammenarbeit mit den internationalen oder 
karitativen Organisationen. Das Bundesamt 
für Auswanderung soll diese Aufgaiben, die 
der Fürsorge für den Auswanderer und der 
Vorbereitung der Auswanderung dienen und 


im gesamtdeutschen Interesse liegen, nach 
Weisung des zuständigen Fachministeriums 
durchführen. Auch soweit eine Zusammen- 
arbeit mit Dienststellen anderer Verwaltun- 
gen nicht schon durch besondere Vorschriften 
geregelt ist, wie z. B. in der Verordnung über 
die Vermittlung, Anwerbung und Verpflich- 
tung von Arbeitnehmern nach dem Ausland 
vom 28. Juni 1935 (RGBl. I S. 903), hat das 
Bundesamt für Auswanderung alle übrigen 
an Auswanderungsfragen gegebenenfalls in- 
teressierten Dienststellen bei der Durchfüh- 
rung seiner Aufgaben zu beteiligen. 

Die Erfahrungen haben bewiesen, daß die 
Öffentlichkeit erforderlichenfalls vor falschen 
Vorstellungen über die Aussichten bei einer 
Auswanderung gewarnt werden muß. Aus- 
wanderervereine erwecken bei ihren Mit- 
gliedern und in der Öffentlichkeit vielfach 
unzutreffende Hoffnungen über die Aussidi- 
ten der Auswanderung. Es ist daher eine 
ständige Überwachung dieser Auswanderer- 
vereinigungen erforderlich. Hierzu gehört 
auch die Benachrichtigung der zuständigen 
Landesbehörden, um diesen eine Handhabe 
zum Einschreiten gegen Personen oder Ver- 
einigungen zu geben, die die Unerfahrenheit 
und die Leichtgläubigkeit der Auswanderungs- 
willigen zu eigennützigen oder gewinnsüch- 
tigen Zwecken auszunutzen versuchen. 

Der Schutz und die Fürsorge für denjenigen, 
der sich zur Auswanderung entschlossen hat, 
lassen es auch im deutschen Interesse geboten 
erscheinen, Siedlungsvorhaben im Ausland 
durch eine fachkundige Stelle überprüfen zu 
lassen. Bei der Begutachtung von Ansiedlungs- 
vorhaben im Ausland, bei der die politischen, 
wirtschaftlichen, finanziellen, klimatischen 
und technischen Voraussetzungen zu berück- 
sichtigen sind, soll sich das Bundesamt für 
Auswanderung der Erfahrung von Personen 
oder Vereinigungen bedienen, die sich mit 
Siedlungsvorhaben beschäftigt haben und die 
Verhältnisse und Lebensbedingungen In den 
Einreiseländern durch eigene Anschauung 
kennen. 

Zu $ 3: 

Die Bestimmung des § 3 soll der Bundesre- 
gierung eine Ermächtigung geben, erforder- 
lichenfalls für Verhandlungen mit dem Aus- 
land in Fragen der Einwanderung nadi 
Deutschland die Wahrnehmung dieser Auf- 
gaben einer zentralen Stelle zu übertragen. 
Hierbei genügt eine Beschränkung auf die im 
§ 2 Absatz 2 Ziffer 1 und 2 genannten Auf- 
gaben. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 
des Bundesrates zum 

Entwurf eines G esetzes her die Errichtung eines Bundesamtes für Auswanderung 


1. In § 2 Absatz 1 wird das Wort „durchzu- 
f Uhren“ ersetzt durch „zu treffen“. 

Begründung; 

Der Ausdruck „durchzuführen“ könnte 
zu der irrtümlichen Auffassung führen, 
daß das Bundesamt für Auswanderung in 
die den Ländern vorbehaltene Verwal- 
tung eingreifen würde. 

2. In § 2 Absatz 2 soll hinter dem Wort 
„hat“ eingefügt werden: 

„in Zusammenarbeit mit den beteiligten 
Stellen“. 

Begründung; 

Die Einfügung bezweckt sicherzustellen, 
daß die bisher tätig gewesenen Landesbe- 
hörden und auch sonstige am Auswan- 


derungswesen interessierte Stellen weiter- 
hin an den Aufgaben des § 2 Absatz 2 
beteiligt werden. 

3. In § 2 Absatz 2 Nr. 2 sollen die Worte 
„sowie der Auswanderungswilligen“ ge- 
strichen werden. 

Begründung: 

Die Streichung der Worte „sowie der 
Auswanderungswilligen“ soll zum Aus- 
druck bringen, daß dem Bundesamt für 
Auswanderung nicht die Invidualbe- 
ratung obliegt. 

4. Als „§ 3 a“ soll eingefügt werden: 

„Dieses Gesetz gilt auch für Berlin“. 

Begründung: 

Die Einführung dieser Bestimmungen er- 
scheint aus politischen Gründen geboten. 


Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den 

Vorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 

eines Bundesamtes für Auswanderung 


Gegen die Vorschläge des Bimdesrates zu Zif- 
fern 1, 2 und 3 werden Einwendungen nicht 
erhoben. 

Hinsichtlich Ziffer 4 der Abänderungsvor- 
schläge stimmt die Bundesregierung dem 
Vorschlag, die Vorschriften dieses Gesetzes 


auf Berlin anzuwenden, zu. Es wäre jedoch 
folgender Fassung der Vorzug zu geben: 

„Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, so- 
bald das Land Berlin gemäß Artikel 87 
seiner Verfassung die Anwendung dieses 
Gesetzes beschlossen hat.“ 
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